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Textausschnitte der Wahlprogramme für die Bundestagswahl 2021 
 

 
Das Programm für Stabilität und Erneuerung. Gemeinsam für ein modernes Deutschland. 
https://www.ein-guter-plan-fuer-deutschland.de/ 
https://online.fliphtml5.com/kxyi/eyjg/#p=1 
 
In Deutscher Gebärdensprache: 
11 Videos (insgesamt ca. 50 Minuten) 
https://www.youtube.com/watch?v=3HW37s63FCQ&list=PL7tW3uw1tajr18riT0Y74ZNrh3hoah8pN 
 

Seite: 62 

Inklusion im Alltag leben 
 
Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf eine barrierefreie Gestaltung ihrer Umwelt, 
damit sie am alltäglichen Leben in allen Bereichen ganz selbstverständlich teilhaben und sich ein-
bringen können. 
 
• Wir wollen erreichen, dass Menschen mit Einschränkungen, ältere Menschen oder zeitweise 

Erkrankte das tun können, was für alle selbstverständlich ist: den ÖPNV benutzen, einen 
Geldautomaten aufsuchen oder die Nachrichtensendung verfolgen. Dafür werden wir das Be-
hindertengleichstellungsgesetz weiterentwickeln. 

 
• Unser Ziel ist ein inklusiver erster Arbeitsmarkt. Das Potenzial von Fachkräften mit Behinde-

rungen bleibt vielfach noch immer ungenutzt. Gemeinsam mit den Schwerbehindertenvertre-
tungen wollen wir das betriebliche Eingliederungsmanagement stärken sowie Frühwarnsyste-
me und effiziente Präventivmaßnahmen ausbauen. 

 
• Werkstätten für behinderte Menschen sind wichtig, weil sie dort am Arbeitsleben teilnehmen 

können. Für ein zukunftsfähiges Entgeltsystem werden wir die Berechnung des Werkstattlohns 
neu regeln und gleichzeitig die derzeitige Deckelung des Arbeitsförderungsgeldes aufheben. 
Damit haben die Werkstattbeschäftigten mehr Geld in der Tasche und die Werkstätten werden 
finanziell entlastet. 

 
• Wir setzen uns dafür ein, dass jeder Mensch ein Recht auf digitalen Zugang hat, auch Men-

schen, die in Einrichtungen leben. Eine barrierefreie Medienvielfalt in Deutschland spielt für 
uns eine zentrale Rolle. Menschen mit Behinderungen sollen ihr Recht auf informatorische 
Selbstbestimmung wahrnehmen können. 
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Aus Respekt vor deiner Zukunft. Das Zukunftsprogramm der SPD. Wofür wir stehen. Was uns an-
treibt. Wonach wir streben. 
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf 
 
In Deutscher Gebärdensprache: 
2 Videos (insgesamt ca. 11 Minuten) 
https://youtu.be/OF06qFrqrTU 
https://youtu.be/vBZdms5h1i4 
 

Seite 44: 

Gleichstellung verwirklichen 
 
In unserer Gesellschaft soll das tägliche Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderungen 
selbstverständlich werden. Menschen mit Behinderungen sollen bessere Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt erhalten. Auch für sie gilt das Recht auf gute Arbeit. Das werden wir durch die Stär-
kung der Schwerbehindertenvertretungen und die Weiterentwicklung der Ausgleichsabgabe unter-
stützen. 
 
Viele Menschen mit Behinderungen sind gut oder sogar sehr gut ausgebildet und in Zeiten des 
Fachkräftemangels begehrte Arbeitskräfte. Wir setzen uns dafür ein, dass eine einheitliche An-
sprechstelle für Arbeitgeber*innen kleiner und mittlerer Unternehmen geschaffen wird, die bei 
Fragen beispielsweise zu Barrierefreiheit oder Lohnzuschüssen berät. 
 
Das gesellschaftliche Leben muss auf allen Ebenen für Menschen mit Behinderung inklusiv gestal-
tet werden. Dabei ist Barrierefreiheit unverzichtbar. Wir werden vor allem die Kommunen bei die-
ser Aufgabe unterstützen. Der große Mangel an barrierefreien bzw. armen Wohnraum, porthallen 
und anderen Freizeiteinrichtungen muss behoben werden. Wir werden ein Bundesprogramm Bar-
rierefreiheit initiieren, das über entsprechende Ressourcen verfügen muss. 
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Deutschland. Alles ist drin. Bundestagswahlprogramm 2021 
https://cms.gruene.de/uploads/documents/Wahlprogramm-DIE-GRUENEN-Bundestagswahl-
2021_barrierefrei.pdf 
 
In Deutscher Gebärdensprache: 
1 Video (insgesamt ca. 8 Minuten) 
https://youtu.be/rk6_adnrHsI 
 

Seite 112-113: 

Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe für Menschen mit Behinderungen 
 
Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf gleichberechtigte Teilhabe und auf Schutz vor 
Diskriminierung in allen Bereichen der Gesellschaft. Auf Basis der UN-
Behindertenrechtskonvention und des Grundsatzes der Selbstbestimmung werden wir Inklusion 
vorantreiben und wollen deren verbindliche Umsetzung mit einer Enquete-Kommission begleiten. 
Leistungen zur Teilhabe müssen in jeder Phase allgemeiner, beruflicher und hochschulischer Bil-
dung gewährt sein. Wir wollen einen inklusiven Arbeitsmarkt schaffen und dafür Arbeitge-
ber*innen, die Menschen mit Behinderungen beschäftigen, besser unterstützen. Die Selbstvertre-
tungsstrukturen werden wir stärken und absichern. Arbeitgeber*innen, die hingegen nicht genü-
gend schwerbehinderte Menschen beschäftigen, sollen eine höhere Ausgleichsabgabe zahlen, die 
wir in die Förderung inklusiver Beschäftigung investieren werden. Wir wollen das heutige Werk-
stattsystem zu einem System von Inklusionsunternehmen weiterentwickeln, in dem Menschen mit 
Behinderungen über die Inanspruchnahme von bedarfsgerechten Nachteilsausgleichen eine sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung mindestens auf Mindestlohnniveau ermöglicht wird. Wir 
werden Arbeitnehmer*innen-Rechte sicherstellen und fördern den Wechsel in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Die Tagesförderstätten wollen wir in diesen Prozess mit einbeziehen. Das Budget 
für Arbeit werden wir ausbauen und Menschen, die es nutzen, in der Arbeitslosenversicherung 
absichern. Auszubildende und Studierende mit Behinderung erhalten bei Auslandsaufenthalten ein 
Budget zur Deckung ihrer Bedarfe, das den Leistungen entspricht, die sie im Inland erhalten. Un-
ser Ziel ist es, das Bundesteilhabegesetz weiterzuentwickeln und Teilhabe zu garantieren – kein 
Poolen von Leistungen gegen den Willen der Betroffenen, echtes Wunsch- und Wahlrecht, Leis-
tungen unabhängig vom Einkommen und Vermögen der Leistungsberechtigten und ein Bundes-
teilhabegeld. Anträge auf Teilhabeleistungen sollen einfach und unbürokratisch sein und Entschei-
dungen im Sinne der Menschen mit Behinderung schnell erfolgen. 
 

Seite 173-174 

Für eine inklusive und barrierefreie Gesellschaft 
 
Wir treten für eine inklusive Gesellschaft gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention ein, in der 
Menschen mit Behinderung ihre Fähigkeiten und Talente selbst einbringen können. Stufen, zu 
enge Türen oder schwer lesbare Webseiten – in unserem Alltag gibt es viele unterschiedliche Din-
ge, die für Menschen mit Behinderung, aber auch für ältere Menschen, Eltern mit Kinderwagen 
oder Verletzte mit Gipsbein eine Barriere darstellen. Es ist mühsam, manchmal unmöglich, Ange-
bote zu nutzen, die für andere selbstverständlich sind. Wir wollen Barrierefreiheit schaffen, damit 
Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen, auch psychischen Erkrankungen, gleichberechtigt 
am öffentlichen Leben teilhaben und selbstbestimmt, gemeinsam mit nichtbehinderten Menschen 
leben, lernen und arbeiten können. Das wollen wir mit einem „Barrierefreiheits-Gesetz“ erreichen, 
das private wie öffentliche Anbieter*innen öffentlich zugänglicher Angebote und Dienstleistungen 
zu umfassender Barrierefreiheit und den Bund innerhalb von zehn Jahren zur Herstellung der Bar-
rierefreiheit seiner Gebäude verpflichtet. Kleine Unternehmen werden durch eine Überforderungs-

https://cms.gruene.de/uploads/documents/Wahlprogramm-DIE-GRUENEN-Bundestagswahl-2021_barrierefrei.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/documents/Wahlprogramm-DIE-GRUENEN-Bundestagswahl-2021_barrierefrei.pdf
https://youtu.be/rk6_adnrHsI
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klausel geschützt, aber zu angemessenen Vorkehrungen verpflichtet. Durch eine Erhöhung der 
Bundesförderung soll der Anteil barrierefreier Wohnungen deutlich erhöht werden. Um selbst-
bestimmte Mobilität und selbstbestimmtes Wohnen zu ermöglichen, wollen wir außerdem die 
Städtebauförderung für inklusive Stadtquartiere stärken und die soziale Wohnraumförderung an 
Barrierefreiheit binden. Im ÖPNV, den alle Menschen mit Schwerbehinderung kostenfrei nutzen 
sollen können, in öffentlichen Einrichtungen, Ladengeschäften, Gewerbe- und Bürogebäuden soll 
Barrierefreiheit zum Standard werden. Die Verbrechen der deutschen Geschichte gegenüber Men-
schen mit Behinderung wollen wir weiter aufarbeiten und die Opfer angemessen entschädigen. 
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Nie gab es mehr zu tun. Wahlprogramm der Freien Demokraten 
https://www.fdp.de/sites/default/files/2021-08/FDP_BTW2021_Wahlprogramm_1.pdf 
 
In Deutscher Gebärdensprache: 
1 Video (insgesamt ca. 11 Minuten) 
https://youtu.be/JzOhNmi_O-g 
 

Seite 14: 

Förderung für Menschen mit Behinderung und Lernschwäche 
 
Wir Freie Demokraten wollen Menschen mit Behinderung und Lernschwäche bestmöglich fördern. 
Die Wahlfreiheit zwischen Regelunterricht und speziellen Klassen beziehungsweise Schulen soll bei 
Eltern und ihren Kindern liegen. Wir setzen uns daher für den Erhalt dieser ein. Wir möchten da-
für sorgen, dass jedes Kind das Bestmögliche aus seinen Potentialen machen kann und gut auf 
ein möglichst selbstbestimmtes Leben vorbereitet wird. 
 

Seite 25: 

Barrierefreiheit im öffentlichen Raum 
 
Wir Freie Demokraten fordern die vollständige und umfassende Barrierefreiheit im öffentlichen 
Raum, denn barrierefreie Mobilität ist Bewegungsfreiheit. Von ihr profitieren Menschen mit Behin-
derungen, Familien mit Kindern, ältere Menschen und letztlich wir alle, denn Einschränkungen der 
Mobilität erfährt zeitweise jede und jeder Einzelne. 
 

Seite 28: 

Menschen mit Behinderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt stärken 
 
Wir Freie Demokraten wollen eine bessere Beratung und Arbeitsvermittlung für Menschen mit 
Behinderungen. Die Vor-bereitung muss bereits in der Schule beginnen. Wir wollen die praxis-
tauglichere Ausgestaltung des Budgets für Arbeit und eine praxisnahe aktive Arbeitsvermittlung 
und Begleitung. Die über 300.000 Beschäftigten in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderun-
gen bilden ein großes und zu wenig berücksichtigtes Potential für den ersten Arbeitsmarkt. Wir 
wollen ihre Chancen auf eine reguläre Beschäftigung verbessern. 
 

Seite 64: 

Freie Wahl beim Wohnen – mehr Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderungen 
 
Wir Freie Demokraten wollen Wahlfreiheit für Menschen mit Behinderungen. Unabhängig von der 
Wohnform und vom Wohnort sollen sie Anspruch auf alle Leistungen aus der Sozialversicherung 
haben. Damit jeder Mensch selbst über seine Angebote bestimmen kann, wollen wir das persönli-
che Budget einfach und unbürokratisch nutzbar machen. Damit ermöglichen wir mehr Selbstbe-
stimmung für Menschen mit Behinderungen. 
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Zeit zu handeln! Für soziale Sicherheit, Frieden und Klimagerechtigkeit. Wahlprogramm zur Bun-
destagswahl 2021 
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm-2021/ 
 
In Deutscher Gebärdensprache: 
11 Videos (insgesamt ca. 30 Minuten) 
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm-2021/10-gruende/gebaerdensprache/ 
 

Seite: 19 

Gute Arbeit und Einkommen, von denen man leben kann, auch für Menschen mit Behinderung. 
Menschen mit Behinderung sind überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen – aufgrund 
fehlender Barrierefreiheit und aufgrund anderer Diskriminierungen. Wir kämpfen für einen inklusi-
ven Arbeitsmarkt ohne Sonderstrukturen. 
 

Seite: 36: 

Das Gesundheitswesen wollen wir konsequent von Barrieren befreien. Das bedeutet nicht nur, 
Hindernisse beim Zugang zu Arztpraxen, Krankenhäusern und Gesundheitseinrichtungen zu besei-
tigen, sondern auch, Untersuchungstechniken und Kommunikation den besonderen Bedürfnissen 
von älteren Patient*innen und Menschen mit Behinderung anzupassen. Leichte Sprache, lesbare 
und verständliche Patienteninformationen sowie entsprechende Beratungsleistungen müssen 
selbstverständlich werden. Um medizinischem und pflegerischem Fachpersonal mehr Sicherheit im 
selbstverständlichen, bedarfsgerechten und diskriminierungsfreien Umgang mit Menschen mit 
Behinderungen zu vermitteln, setzen wir uns für die Implementierung spezieller Module in Aus-, 
Fort- und Weiterbildung ein. Sie sollen von fachkundigen Peerkräften durchgeführt werden. 
 

Seite 48: 

Eine Schule für alle: inklusiv 
 
Wesentliche Ursache der sozialen Spaltung in der Bildung ist die frühe Aufteilung der Schü-
ler*innen in unterschiedliche Schulformen. In der Coronazeit hat sich gezeigt, wie unterschiedlich 
die Voraussetzungen der Schüler*innen sind: Einige haben ein eigenes Zimmer und einen Laptop, 
andere müssen sich beides teilen. Nicht alle bekommen wertvolle Unterstützung zu Hause. Schü-
ler*innen mit Behinderungen kämpfen mit zusätzlichen Barrieren. Wir wollen eine Schule für alle: 
Eine Gemeinschaftsschule, die kein Kind zurücklässt und sozialer Ungleichheit entgegenwirkt. Die 
Gemeinschaftsschule fördert die Kinder individuell und umfassend. Sie ist ganztägig organisiert 
und bietet alle Schulabschlüsse an. 
 
Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung und das Recht auf das gemeinsame Lernen in einer Re-
gelschule gehört in jedes Schulgesetz. Alle Schulen müssen über barrierefreie Zugänge für alle 
Kinder verfügen, die nicht nur auf die baulichen Voraussetzungen beschränkt werden dürfen. Sie 
müssen über adäquate Ausstattung und Qualifizierung bei Personal, Assistenzleistungen, Lehr- 
und Lernmittel sowie sonstige Hilfsmittel für jedes Kind verfügen. Wir wollen ein Zwei-
Lehrer*innen-System umsetzen, als eine der Rahmenbedingungen, mit der wir Förderschulen 
überflüssig machen. Inklusion darf nicht davon abhängig gemacht werden, wie viel sie kostet! 
Bund, Länder und Kommunen müssen ein Investitionsprogramm »Inklusive Bildung« auflegen, 
um Bildungseinrichtungen umfassend barrierefrei umzubauen und auszustatten. DIE LINKE will 
eine inklusive Schule, in der alle Kinder und Jugendlichen willkommen sind und gemeinsam mit- 
und voneinander lernen. Inklusion ist eine Aufgabe, die sich nicht auf einzelne Gruppen bezieht – 
weder auf Schüler*innen mit Behinderungen, noch auf diejenigen nicht deutscher Herkunft noch 
auf solche, die aus anderen Gründen von Teilhabe ausgeschlossen werden. Heute wird vielfach 
besonderer Förderbedarf festgestellt. Es werden aber zu wenige und ungenügende Hilfen für die-
sen Förder-bedarf angeboten. Das muss sich ändern. Statt immer mehr Kindern den Stempel ei-

https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm-2021/
https://www.die-linke.de/wahlen/wahlprogramm-2021/10-gruende/gebaerdensprache/
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nes Förderbedarfes aufzudrücken, wollen wir das mehrgliedrige Schulsystem Schritt für Schritt 
abbauen und alle Kinder ohne abwertende Etikettierung umfassend fördern. 
 

Seite 110-112: 

Selbstbestimmt leben in einer inklusiven und barrierefreien Gesellschaft 
 
Wir wollen ein Land, in dem alle Menschen gleichberechtigt zusammenleben und an den demokra-
tischen Entscheidungen beteiligt werden – unabhängig von ihren individuellen Fähigkeiten, ihrer 
körperlichen Verfassung, ihrer Herkunft und sozialen Stellung, ihrem Geschlecht, Alter oder ihrer 
sexuellen Orientierung. Eine inklusive Gesellschaft, in der niemand ausgegrenzt wird. 
 
Die Realität sieht anders aus. Rund 16 Prozent der Bevölkerung leben mit anerkannten Behinde-
rungen und chronischen Erkrankungen. Durch vielfältige Barrieren im Alltag – zum Beispiel in Ver-
kehrsmitteln, Arbeitsstätten, Bildungseinrichtungen, Arztpraxen, Behörden oder im digitalen Be-
reich – ist Teilhabe für sie nur eingeschränkt möglich. Der allgemeine Arbeitsmarkt ist auch über 
zehn Jahre nach Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) nicht barrierefrei 
und inklusiv. Vielmehr droht den Betroffenen eine Armutsspirale. Menschen mit Behinderung und 
chronischer Erkrankung sind überproportional oft erwerbslos, von Sozialhilfe abhängig und in 
Heimen untergebracht. 
 
DIE LINKE tritt für die volle und wirksame Teilhabe aller Menschen auch mit Behinderung ein. 
Grundvoraussetzung dafür ist Barrierefreiheit – in baulicher, kommunikativer und struktureller 
Hinsicht. Barrierefreiheit nützt allen Menschen. Sie muss deshalb sowohl für den öffentlichen als 
auch den privatwirtschaftlichen Bereich als bindende Verpflichtung gelten. 
 
Wir verstehen Inklusion als einen Prozess zum Abbau von gesellschaftlichen Ungleichheiten. Er 
bezieht sich auf all die Menschen, die von Teilhabe ausgeschlossen und an den Rand der Gesell-
schaft gedrängt werden: Menschen mit Behinderung, alte Menschen, Geflüchtete, Sinti*zze und 
Rom*nja, sprachliche und kulturelle Minderheiten, Menschen mit anderen Glaubensbekennt-
nissen und anderer sexueller Orientierung und viele mehr. Inklusion eröffnet allen Menschen die 
Möglichkeit, überall im politischen, sozialen und kulturellen Leben nicht nur dabei zu sein, sondern 
es selbstbestimmt aktiv mitgestalten zu können. 
 
Politik für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung muss als menschenrechtliche 
Aufgabe gestaltet werden – die Konvention der Vereinten Nationen macht hier klare Vorgaben. 
Die sind auch für Deutschland verbindlich und müssen umgesetzt werden. Menschenrechte dürfen 
nicht unter Kostenvorbehalt gestellt werden. Deshalb wollen wir Selbstbestimmung als wichtigstes 
Prinzip in der Behindertenpolitik verankern und einklagbar machen. Menschen mit Behinderung 
und chronischer Erkrankung haben einen Anspruch auf Selbstverwirklichung. Barrieren müssen 
abgebaut werden – auch in den Köpfen und in der digitalen Welt. Barrierefreiheit ist Grundlage 
für gleiche Teilhabe und fördert den solidarischen Zusammenhalt. 
 
Wir wollen ein garantiertes Recht auf persönliche Assistenz in allen Lebensbe­reichen für ein 
selbstbestimmtes Leben in Arbeit, Bildung, Wohnen, Freizeit, Familie und Elternschaft sowie im 
Ehrenamt. Auch für diejenigen, die ihre persönliche Assistenz- / Unterstützungskräfte nicht über 
das Arbeitgebermodell selbst organisieren, muss es möglich sein, die persönlichen Assistent*innen 
bei einem notwendigen Aufenthalt im Krankenhaus sowie in Vor-sorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen mitzunehmen. 
 
Wir wollen die Arbeitsbedingungen der Assistenz­ und Unterstützungskräfte verbessern. Ihre Ar-
beit soll tariflich entlohnt werden, auch wenn sie im sogenannten Arbeitgebermodell direkt bei 
den Assistenznehmer*innen beschäftigt sind. Damit das funktionieren kann, müssen die kommu-
nalen Kostenträger dazu verpflichtet werden, die Tariflöhne zu refinanzieren. Die Tariflöhne sollen 
mindestens auf dem Niveau der Tarifverträge für den öffentlichen Dienst sein. Zudem soll für öf-
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fentliche Aufträge eine Tariftreueregelung gelten. 
 
Wir wollen die bundesweit circa 500 Beratungsstellen der ergänzenden unabhängigen Teilhabebe-
ratung (EUTB), finanziell und personell so ausstatten, dass sie ihre Beratungsdienste langfristig 
und barrierefrei anbieten können. Die dort tätigen Beschäftigten wollen wir nach Tarif entlohnen. 
Insbesondere Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung sollen als sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigte Berater*innen tätig sein. Die Antragsverfahren zur Mittelbewilligung 
müssen vereinfacht werden. 
 
Die gesundheitliche und pflegerische Versorgung muss wohnort­ und patientennah sichergestellt 
und zur kommunalen Pflichtaufgabe gemacht werden. 
 
Gute Arbeit und Einkommen, von dem man leben kann, müssen auch für Menschen mit Behinde-
rung auf einem inklusiven Arbeitsmarkt stärker gefördert werden. Das schließt die Beschäftigten 
in Werkstätten ein! Menschen mit Behinderungen sind überdurchschnittlich von Erwerbslosigkeit 
betroffen: Weil es zu viele Barrieren gibt und aufgrund anderer Diskriminierungen. Wir brauchen 
einen inklusiven Arbeitsmarkt. Die gesetzliche Beschäftigungspflicht von Unternehmen muss wie-
der auf sechs Prozent angehoben und konsequent – unter der Maßgabe von Sanktionen – umge-
setzt werden. Initiativen zum Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit müssen gezielt auch Menschen 
mit Behinderungen einschließen. Dabei sind Frauen mit Behinderungen besonders zu berücksich-
tigen. 
 
Die Ausgleichsabgabe wollen wir deutlich anheben. Alle Regelungen sollen beseitigt werden, die 
es Unternehmen ermöglichen, die Zahlung der Ausgleichsabgabe zu reduzieren und so die Be-
schäftigungspflicht faktisch auszuhebeln. Wir stellen sicher, dass die Mittel der Ausgleichsabgabe 
nur für die Schaffung und Sicherung inklusiver Bedingungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
und nicht für institutionelle Förde-rungen verwendet werden. Inklusionsunternehmen mit sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung für Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkran-
kungen wollen wir deutlich stärker fördern und ausweiten. 
 
Sonderarbeitswelten (Werkstätten für behinderte Menschen) wollen wir Schritt für Schritt über-
flüssig machen – mithilfe von sofort durchsetzbaren Ausstiegsstrategien und Zeitplänen sowie 
durch Anreize für die Beschäftigung bei öffentlichen und privaten Arbeitgebern im allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Dabei wollen wir sicherstellen, dass Menschen mit Behinderungen keine Minderung 
ihres sozialen Schutzes bzw. der Alters-sicherung erfahren, die gegenwärtig an die Werkstätten 
für behinderte Menschen geknüpft sind. Als einen Zwischenschritt für Beschäftigte der Werkstät-
ten für behinderte Menschen betrachten wir die sofortige Einführung des Tarif- bzw. des gesetzli-
chen Mindestlohnes. 
 
Zur Umsetzung dieser Forderungen wollen wir die Rechte der Schwerbehindertenvertretungen 
und der Werkstatträte an die Rechte der Betriebs- und Personalräte angleichen. Menschen mit 
Behinderungen müssen für ihre politische Arbeit eine Arbeitsassistenz bereitgestellt bekommen. 
Die Tätigkeiten der Frauenbeauftragten und der Werkstatträte müssen bedarfs-deckend finanziert 
und abgesichert werden.  
 
Öffentliche Investitionen und Fördergelder müssen an das Kriterium der Barrierefreiheit gebunden 
werden, unter anderem in Arztpraxen, medizinischen Einrichtungen und bei Umbaumaßnahmen. 
 
Auch die Privatwirtschaft muss um­fassende Barrierefreiheit ermöglichen. Wir wollen dazu ver-
bindliche und wirksame Regelungen in das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und in das 
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) sowie in alle Gesetze aufnehmen, mit denen private An-
bieter*innen von öffentlich zugänglichen Gütern und Dienstleistungen zur Herstellung von Barrie-
refreiheit gemäß UN-BRK verpflichtet werden. Wir wollen ein Verbandsklagerecht einführen, damit 
Antidiskriminierungsverbände klagen können. 
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Für den Wohnungsbau gilt zukünftig ein grundsätzliches Gebot der Barrierefreiheit. Für die Um-
setzung eines sozialen, gemeinnützigen Wohnungsbaus mit barrierefreien Wohnungen und inklu-
siven Wohnangeboten – auch im Bestand – bedarf es einer Investitionsoffensive. Vermieter*innen 
dürfen die Zustimmung zu einem behindertengerechten Umbau ihrer Wohnung nicht mehr ver-
weigern können. 
 
Die Städtebauförderung muss auf die Entwicklung von inklusiven und umfassend barrierefreien 
Lebensräumen und Stadt-quartieren ausgerichtet werden, in denen ein gleichberechtigtes, am 
Sozialraum orientiertes Zusammenleben aller Menschen mit und ohne Behinderung erreicht wird: 
ein universelles Design (Design für alle bzw. Nutzen-für-alle-Konzept) gemäß Artikel 2 der Behin-
dertenrechtskonvention der Vereinten Nationen. 
 
Eine Schule für alle! Wir wollen inklusive Bildung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen mit 
und ohne Behinderung in allen Entwicklungsphasen mit entsprechender Qualifizierung des Perso-
nals und ausreichender Personal- und Sachausstattung der Einrichtungen (vgl. Kapitel »Gute Bil-
dung«). 
 
Alle Gesetze und Verordnungen   müssen überprüft werden, ob sie der UN-BRK entsprechen und 
bei Bedarf entsprechend geändert werden. Dabei soll auch die Stellung von Menschen mit schwe-
rer sogenannter geistiger und Mehrfachbehinderung, psychischer Beeinträchtigung und chroni-
scher Erkrankung verbessert werden. 
 
Ein menschenrechtskonformes Bundesteilhabegesetz, das keine Kostenvorbehalte, Einkommens- 
sowie Vermögensanrechnungen und Zumutbarkeitsprüfungen vorsieht und so tatsächliche Chan-
cengerechtigkeit schafft. Wir wollen, dass die Teilhabeleistungen für Menschen mit Behinderung 
und chronischer Erkrankung bedarfsdeckend sowie einkommens­ und vermögensunabhängig in 
allen Lebensbereichen nach bundesweit einheitlichen Kriterien und durch Bundesmittel finanziert 
werden. Auch wollen wir ein Teilhabegeld einführen. 
 

 


